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betr. Schutz vor den Gefahren radioaktiver Strahlen 


A. Problem 

Die rasche Expansion der friedlichen Nutzung ionisierender 
Strahlen und der Kernenergie erfordert ein entsprechendes 
System staatlicher Kontrolle, Vorsorgen und vorausschauender 
Planung, um die Sicherheit der Bevölkerung in allen denkbaren 
Fällen zu gewährleisten. 


B. Lösung 

Ersuchen an die Bundesregierung, das geltende Atom- und 
Strahlenschutzrecht zu verbessern, es an die neuen Gegeben- 
heiten anzupassen und die dafür erforderlichen organisatori- 
schen und personellen Voraussetzungen zu schaffen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Bundesregierung hätte zu prüfen, wieviel neue Planstellen 
und Stellen für die Verwirklichung dieser Maßnahmen erforder- 
lich sind. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Haenschke und Dr. Gruhl 


L Allgemeines 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU wurde mit 
Datum vom 10. Juli 1974 beim Deutschen Bundestag 
eingebracht und in der 122. Sitzung am 10. Oktober 
1974 mit Aussprache dem Innenausschuß federfüh- 
rend, dem Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und dem Ausschuß für Forschung und Tech- 
nologie mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat die Beratung des Antrags 
in der Sitzung am 22. Januar 1975 auf genommen 
und sie in der Sitzung am 19. Februar 1975 abge- 
schlossen. 

Der mitberatende Ausschuß für Forschung und 
Technologie hat mit Schreiben vom 11. Dezember 
1974, der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit mit Schreiben vom 29, Januar 1975 Stellung 
genommen. 


II. Im Besonderen 

Gegenstand des Antrages der Fraktion der CDU/ 
CSU ist, die Bundesregierung zu ersuchen, dem 
Bundestag unverzüglich Vorschläge zur Ergänzung 
des Atomgesetzes für sonstige geeignete Maßnah- 
men in begrenzten Bereichen vorzulegen. 

Der Antrag 'der CDU/CSU-Fraktion wurde wegen 
des engen Sachzusammenhangs mit einem vom In- 
nenausschuß erbetenen Bericht des Bundesministers 
des Innern „Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen 
und Strahlenschutz" vom 12. September 1974 be- 
handelt. 

Der Bericht des Bundesministers des Innern wurde 
erbeten, nachdem die Ablagerung radioaktiver kon- 
taminierter Klärschlämme durch die Gesellschaft für 
Kernforschung mbH auf der Mülldeponie in Leo- 
poldshafen sowie das Auffinden eines Beuteichens 
mit radioaktiv kontaminierten Harzkügelchen auf 
einer Müllhalde in der Nähe des Kernkraftwerkes 
Obrigheim, daneben auch Presseberichte über unzu- 
reichende Sicherungsmaßnahmen in einer Brenn- 
elementfabrik bei Hanau, in der Öffentlichkeit 
grundsätzliche Zweifel ausgelöst hatten, ob die in 
der Bundesrepublik Deutschland getroffenen Maß- 
nahmen zum Schutz vor den Gefahren der Kern- 
energie und der ionisierenden Strahlen ausreichend 
sind. Der Bericht über diese Vorkommnisse sollte 
zum Anlaß der Vermittlung eines Überblicks über 
die Gesamtkonzeption des Bundesministers des In- 
nern ZU Fragen der Reaktorsicherheit und des Strah- 
lenschutzes auf dem Hintergrund des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung genommen werden. 

Bonn, den 20. Februar 1975 


Der Bericht des Bundesministers des Innern ent- 
hält eine Analyse des Systems der Bundesauftrags- 
verwaltung, nach dem die Länder das Atomgesetz 
im Auftrag des Bundes vollziehen und der Bund 
diesen Vollzug hinsichtlich seiner Recht- und Zweck- 
mäßigkeit überwacht. Es wird untersucht, ob dieses 
System geeignet ist, die Zuständigkeiten und deren 
Wahrnehmung unter Berücksichtigung der daraus 
abzuleitenden politischen und sachbezogenen Ver- 
antwortung in einer Weise zu regeln, die den be- 
sonderen Erfordernissen des vorrangig zu gewähr- 
leistenden Schutzes der Bevölkerung vor den Ge- 
fahren der friedlichen Nutzung der Kernenergie ge- 
recht wird. Zum anderen befaßt sich dieser Bericht 
mit der Darstellung einer beim Bundesminister des 
Innern entwickelten Gesamtkonzeption für die 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und den 
Strahlenschutz. Diese liefert das Raster einer Ziel- 
planung, welches die Einzelprobleme ihrer Bedeu- 
tung entsprechend in ein Gesamtsystem einordnet. 
Es folgt ein programmatischer Katalog von Maß- 
nahmen, der zur Erfüllung der Zielplanung dient. Die 
Qualität der Maßnahmen ist bestimmt durch die 
Grundforderung, Zielkonflikte zwischen Energiever- 
sorgung und Gefahrenschutz zu vermeiden oder, 
falls das nicht möglich ist, sie unter Wahrung des 
Vorrangs der Schutzfunktionen des Atomgesetzes 
vor dessen Zielen einer Förderung der Kernenergie- 
nutzung zu lösen. 

Da der Antrag der Fraktion der CDU/CSU und der 
Bericht des Bundesministers des Innern in unmittel- 
barem Sachzusammenhang stehen, hat es der Innen- 
ausschuß für zweckmäßig erachtet, die Beratungen 
zu verbinden. 

Der Bundestag hat mit der Verabschiedung des 
Gesetzes zu den Pariser und Brüsseler Atomhaf- 
tungs-übereinkommen und des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Atomgesetzes am 31. Januar 1975 
eine Anpassung an die weitere verstärkte Nutzung 
der ionisierenden Strahlen und der Kernenergie vor- 
genommen. Der Innenausschuß will nunmehr mit 
dem vorliegenden Antrag erreichen, daß das ver- 
waltungsrechtliche Instrumentarium verbessert wird, 
um den gestiegenen Anforderungen im Bereich der 
kerntechnischen Sicherheit und des Strahlenschutzes 
entsprechen zu können. 

Der Innenausschuß ist der Auffassung, daß die in 
seinem Antrag geforderten Regelungen unabding- 
bare Voraussetzung für die Durchführung der Ersten 
Fortschreibung des Energieprogramms der Bundes- 
regierung sind und erwartet deshalb, daß die Bun- 
desregierung die erforderlichen organisatorischen 
und personellen Maßnahmen verwirklicht. 


Dr. Haenschke Dr. Gruhl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, die bisherigen Atom- und Strahlenschutz- 
vorschriften sowie deren Vollzug der zunehmenden Nutzung ionisierender 
Strahlen und der Kernenergie anzupassen, und zwar 

1.1 durch Vorlage des Entwurfs einer Vierten Novelle zum Atomgesetz, der 

insbesondere vorschlagen soll: 

— die Optimierung des Anlagengenehmigungsverfahrens durch ziel- 
gerechte Genehmigungsvoraussetzungen für die Standort-, die Errich- 
tungs- und die Betriebsphase, 

— die Verbesserung des rechtlichen Gehörs der betroffenen Bürger im 
Anlagengenehmigungsverfahren, 

— die Stillegung von Anlagen, die außer Betrieb gesetzt werden sol- 
len, insbesondere die Sicherheit bei der Überführung dieser Anlagen 
in einen sicheren Zustand sowie die Abräumung des Betriebsgeländes, 

— die Verbesserung der rechtlichen Möglichkeiten zur Nachrüstung be- 
stehender Anlagen unter Anpassung an den jeweils neuesten Stand 
von Wissenschaft und Technik, 

— die Regelung über die Zuständigkeit für die Endlagerung hochaktiver 
Abfälle, 

— die Sicherheit bei der Sicherstellung des Brennstoffkreislaufs, 

— ein Verfahren der staatlichen Aufsicht, das sicherstellt, daß die ge- 
nehmigten Anlagen im Rahmen der erteilten Genehmigung betrieben 
werden, 

— die Hilfeleistung bei nuklearen Katastrophen und Störfällen, insbe- 
sondere die Einrichtung, die Rechtsträgerschaft, die Finanzierung und 
die Organisation eines kerntechnischen Hilfszuges; 

1.2 durch Rechtsverordnungen oder Allgemeine Verwaltungsvorschriften, die 

Bestimmungen enthalten über 

— • Kriterien für die Standortwahl kerntechnischer Anlagen, 

— die Ausbildung von fachkundigem Personal, 

— die Anforderungen an Gutachten und Gutachter, 

— die Führung eines Katasters über radioaktive Abfälle, 

— die Meldepflicht bei anomalen Ereignissen beim Umgang mit radio- 
aktiven Stoffen und ionisierenden Strahlen, 

— die Verbesserung des Strahlenschutzes in der Umgebung kerntechni- 
scher Anlagen. 

2. Die Bundesregierung wird ferner ersucht, die in Textziffern 63 und 64 der 
Ersten Fortschreibung des Energieprogramms der Bundesregierung (Voraus- 
setzungen für den angestrebten Ausbau der Kernenergie und Vorrang für die 
Sicherheit der Bevölkerung) angekündigten Maßnahmen organisatorischer und 
personeller Art alsbald zu verwirklichen. Der Bundestag erwartet, daß diese 
Maßnahmen es ermöglichen, den in Nummer 1 genannten Gesetzentwurf bis 
zum 30. September 1975 vorzulegen. 


Bonn, den 20. Februar 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Sdiäfer (Tübingen) Dr. Haenschke Dr. Gruhl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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